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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlos- 
sene 


Zweite Verordnung 

über steuerliche Konjunkturmaßnahmen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages auf Grund des § 51 Abs. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes herbeizuführen. 

Die Verordnung ist von den Herren Bundesminstern der 
Finanzen und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 

Die Verordnung habe ich gleichzeitig dem Herrn Präsidenten 
des Bundesrates übersandt. 
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Zweite Verordnung über steuerliche Konjunkturmaßnahmen 


Auf Grund des § 51 Abs. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2265) ver- 
ordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundestages und des Bundesrates: 


§ 1 

Vorübergehender Ausschluß der Absetzung für Ab- 
nutzung in fallenden Jahresbeträgen bei beweg- 
lichen Wirtschaftsgütem des Anlagevermögens und 
bei zum Anlagevermögen gehörenden Gebäuden mit 
Ausnahme der Wohngebäude 

( 1 ) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des An- 
lagevermögens, die vom Steuerpflichtigen nach dem 
5. Juli 1970 und vor dem 1 . Februar 1971 (Aus- 
schlußzeitraum) angeschafft oder hergestellt worden 
sind, finden die Vorschriften des § 7 Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes und des § 11a der Ein- 
kommensteuer-Durchführungsverordnung keine An- 
wendung. Satz 1 gilt nicht für bewegliche Wirt- 
schaftsgüter des Anlagevermögens, die vom Steuer- 
pflichtigen nachweislich vor dem Ausschlußzeitraum 
bestellt worden sind oder mit deren Herstellung der 
Steuerpflichtige vor diesem Zeitraum begonnen hat. 
Der Nachweis der Bestellung ist insbesondere durch 
eine Anzahlung vor dem Ausschlußzeitraum als er- 
bracht anzusehen. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 Satz 1 gilt ent- 
sprechend für bewegliche Wirtschaftsgüter des An- 
lagevermögens, die vom Steuerpflichtigen inner- 


halb des Ausschlußzeitraumes bestellt worden sind 
oder mit deren Herstellung der Steuerpflichtige 
innerhalb dieses Zeitraumes begonnen hat, wenn 
die Wirtschaftsgüter vor dem 1. Februar 1972 ge- 
liefert oder fertiggestellt werden. 

(3) Bei zum Anlagevermögen gehörenden Ge- 
bäuden, für die der Antrag auf Baugenehmigung 
innerhalb des Ausschlußzeitraumes gestellt worden 
ist, findet die Vorschrift des § 7 Abs, 5 des Einkom- 
mensteuergesetzes keine Anwendung, wenn die Ge- 
bäude vor dem 1 . Februar 1972 fertiggestellt wer- 
den. Satz 1 gilt nicht für Gebäude, die zu mehr als 
66 V 3 vom Hundert Wohnzwecken dienen. 

(4) Zeitpunkt der Anschaffung ist der Zeitpunkt 
der Lieferung, Zeitpunkt der Herstellung ist der 
Zeitpunkt der Fertigstellung. 

§ 2 

Anwendung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 10 des 
Steueränderungsgesetzes 1966 vom 23. Dezember 
1966 (Bundesgesetzbl. I S. 702) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Bundesregierung ist nach § 51 Abs. 2 Einkom- 
mensteuergesetz (EStG), der durch § 26 Nr. 3 Buch- 
stabe b des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft vom 6. Juni 1967 
(BGBL I S. 587) — StWG — in das Einkommen- 
steuergesetz eingefügt wurde, ermächtigt, die Be- 
messung der Absetzung für Abnutzung in fallenden 
Jahresbeträgen ganz oder teilweise auszusdiließen, 
wenn eine Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts eingetreten ist oder sich abzeichnet, 
die erhebliche Preissteigerungen mit sich gebracht 
hat oder erwarten laßt, insbesondere, wenn die In- 
landsnachfrage nach Investitionsgütern oder Bau- 
leistungen das Angebot wesentlich übersteigt. 

Die Voraussetzungen des § 51 Abs. 2 EStG für eine 
Inanspruchnahme dieser Ermächtigung sind nach 
den Feststellungen der Bundesregierung erfüllt. Dies 
ergibt sich aus folgendem: 

Der Auftragseingang bei den Investitionsgüterindu- 
strien aus dem Inland lag in den ersten fünf Mona- 
ten dieses Jahres um rund 15 v. H. über dem Vor- 
jahresniveau. Die Bestellungen übertrafen die 
gleichzeitigen Umsätze der Investitionsgüterindu- 
strien in diesem Zeitraum durchschnittlich um rund 
18 V. H. Dadurch wurden die Auftragsbestände der 
Investitionsgüterindustrien so erhöht, daß es zu er- 
heblichen Angebotsspannungen und Verlängerun- 
gen der Lieferfristen kam. Im März entsprachen die 
in den Investitionsgüterindustrien vorhandenen Auf- 
tragsbestände einem Produktionsvolumen von 5,7 
Monaten. Die Reichweite der Auftragsbestände ist 
inzwischen noch größer geworden. Sie übertreffen 
damit — bezogen auf die Kapazitäten — den Um- 
fang, den sie im Höhepunkt der allgemeinen Kon- 
junkturüberhitzung des Jahres 1965 und selbst im 
Boom des Jahres 1961 hatten. Die Unternehmen 
selbst bezeichnen nach dem Konjunkturtest des Ifo- 
Instituts für Wirtschaftsforschung ihren Auftragsbe- 
stand in ungewöhnlich hohem Ausmaß als „verhält- 
nismäßig groß". 

Aufgrund der allgemein zu hohen Kapazitätsaus- 
nutzung besteht eine sehr starke Tendenz zu Er- 
weiterungsinvestitionen, Dies schlägt sich auch in 
einer kräftigen Erhöhung der Nachfrage im Wirt- 
schaftsbau nieder. Sie stieg im April gegenüber dem 
Vormonat um nicht weniger als 45 v. H. und über- 
schritt damit das hohe Niveau der entsprechenden 
Vorjahreszeit noch um 22 v. H. Die Nachfrage im 
Wohnungsbau verläuft ruhiger. 

Ohne konjunkturpolitische Gegensteuerung würde 
sich aufgrund der hohen Kapazitätsauslastung der 
Wirtschaft und der weiterhin sehr hohen Investi- 
tionsneigung die Überbeanspruchung der Wirtschaft 
fortsetzen oder tendenzielle sogar noch verschärfen. 
Damit besteht die Gefahr, daß die von den Investi- 
tionen herrührenden preis treibenden Spannungen 


weiter anhalten. Wie verhängnisvoll sich die Über- 
nachfrage im Investitionsbereich bisher auswirkte, 
kommt in der Preisentwicklung bei der Investitions- 
gütererzeugung in den vergangenen Monaten zum 
Ausdruck: Die Preise stiegen hier von Mai 1969 bis 
Mai 1970 um 10,0 v. H. Noch stürmischer ist die 
Entwicklung bei den Baupreisen. Diese lagen im 
ersten Vierteljahr 1970 im Hochbau um 14,8 v. H. 
über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Nach 
den regelmäßig durchgeführten Unternehmerbefra- 
gungen des Ifo-Instituts sind — insbesondere in der 
Bauindustrie — • in großem Umfang weitere Preis- 
erhöhungen geplant. 

Wie die vergangenen Monate gezeigt haben, ge- 
fährdet eine solche Entwicklung auch die Stabilität 
des konjunkturreagiblen Teils der Konsumenten- 
preise und beeinflußt das Lohnklima ungünstig. Der 
Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte stieg von Mai 1969 bis Mai 1970 um 
3,8 V. H. Das Tariflohn- und Gehaltsniveau in der 
Gesamtwirtschaft überschritt den Vorjahrsstand in 
den ersten fünf Monaten dieses Jahres um 11,2 v. H. 
Die Effektivverdienste je Beschäftigten in der Indu- 
strie waren im ersten Jahresdrittel um 15,8 v. H. 
höher als ein Jahr zuvor. Auch auf die Lohnstück- 
kosten wirkte sich diese Entwicklung aus. Die Lohn- 
kosten je Produktionseinheit in der Industrie lagen 
im ersten Quartal rund 13 v. H. über dem vergleich- 
baren Vorjahrsniveau. 

Falls sich die von den Investitionen ausgehenden 
Spannungen weiter fortsetzen, droht die Gefahr, daß 
sich der allgemeine konjunkturelle Preisauftrieb auf 
breiter Front erneut beschleunigt und sich die Stö- 
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts ver- 
schärft. Die Bundesregierung sieht sich daher ent- 
sprechend den ihr in § 1 StWG aufgegebenen Zie- 
len und ihrer Erklärung in Ziffer 24 des Nachtrags 
zum Jahreswirtschaftsbericht 1970 verpflichtet, von 
den ihr im StWG gegebenen Möglichkeiten erneut 
Gebrauch zu machen. 

Preisdämpfende Maßnahmen müssen dort angreifen, 
wo aus Gründen der Marktlage wesentliche Preis- 
erhöhungen besonders leicht durchgesetzt werden 
können. Dies ist in der gegebenen Situation bei den 
Investitionen der Fall. Nachdem mit dem Beschluß 
über die Aufwertung der Deutschen Mark vom 
24. Oktober 1969 und mit dem am 22. /23. Januar 
1970 von der Bundesregierung beschlossenen bin- 
nenwirtschaftlichen Stabilisierungsprogramm (Haus- 
haltssperren, obligatorische Konjunktur ausgleichs- 
rücklagen) sowie mit den kreditpolitischen Beschlüs- 
sen des Zentralbankrates der Deutschen Bundes- 
bank vom 6. März 1970 bereits preisstabilisierende 
Maßnahmen eingeleitet worden sind, muß nun eine 
Regelung getroffen werden, die die Investitions- 
nachfrage und die aus ihr resultierenden Preisauf- 
triebskräfte zusätzlich dämpft. 
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Die angespannte Situation verlangt, daß die Bun- 
desregierung von der gesetzlichen Ermächtigung zur 
Einschränkung der Abschreibungen Gebrauch macht. 
Die Bundesregierung hält es für notwendig, die Ab- 
setzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen 
(degressive AfA) für abnutzbare bewegliche An- 
lagegüter und für Gebäude des Anlagevermögens 
mit Ausnahme von Gebäuden, die zu mehr als 
66-/3 V. H. Wohnzwecken dienen, ab 6. Juli 1970 
befristet auszusetzen. Von einer vollen zeitlichen 
Abschöpfung des Ermächtigungsspielraums (1 Jahr) 
wird abgesehen; der Ausschlußzeitraum soll am 
31. Januar 1971 enden. Damit wird die Möglichkeit 
eröffnet, einen Teil der Nachfrage nach Investitions- 
gütern und Wirtschaftsbauten in das Frühjahr und 
den Sommer 1971 zu verschieben, in einen Zeit- 
raum also, für den mit einer Verlangsamung im Zu- 
wachs der Investitionsgüternachfrage gerechnet wer- 
den kann. Die Maßnahme trägt somit auch dazu bei, 
daß die Investitionstätigkeit über einen längeren 
Zeitraum stetiger verläuft. Zur Schonung der län- 
gerfristigen Anlageinvestitionen erscheint es ange- 
bracht, die Wirtschaftsgüter auszunehmen, die im 
Anschlußzeitraum bestellt werden oder mit deren 
Herstellung vom Steuerpflichtigen in diesem Zeit- 
raum begonnen wird, wenn sie erst nach dem 
31. Januar 1972 geliefert oder fertiggestellt werden. 

Die Absetzungen für Abnutzung in fallenden Jah- 
resbeträgen und die erhöhten Absetzungen für Ge- 
bäude außerhalb des Wirtschaftsbaus sowie sämt- 
liche Sonderabschreibungen bleiben unberührt. Im 
Baubereich außerhalb des Wirtschaftsbaus sind die 
konjunkturellen Daten nicht derartig, daß mit der 
jetzt ergriffenen Maßnahme auf sie eingewirkt wer- 
den müßte. Die mit den verschiedenen Sonder- 
abschreibungen verfolgten Ziele der regionalen und 
sektoralen Strukturpolitik können nur bei länger- 
fristiger Orientierung der Maßnahmen erfolgver- 
spechend angesteuert werden. Durch die Weiter- 
gewährung dieser Steuervergünstigungen tut die 
Bundesregierung dar, daß sie an diesen Zielen un- 
verändert festhält. 

Die Bundesregierung will mit der Verordnung, die 
die bisherigen Stabilitätsmaßnahmen ergänzt, den 
Wachstumserfolg des Jahres 1969 bewahren und 
konsolidieren. Ziel der Maßnahme ist, Spannungs- 
zentren im Investitionsgütersektor und am Bau- 
markt mit schädlicher Ausstrahlung auf das Lohn- 
klima und das allgemeine Preisniveau und damit 
die derzeitige Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts zu beseitigen. 


B. Im einzelnen 

Zu § 1 Abs. 1 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 sieht vor, daß für bewegliche Wirt- 
schaftsgüter des Anlagevermögens, die innerhalb 
des Ausschlußzeitraums von etwa sieben Monaten 
angeschafft oder hergestellt werden, die nach § 7 
Abs. 2 EStG zulässige Absetzung für Abnutzung in 
fallenden Jahresbeträgen (degressive Absetzung) 
ausgeschlossen wird. Der Ausschluß soll auch für 
die anderen Verfahren der Absetzung für Abnut- 


zung in fallenden Jahresbeträgen gelten, die nach 
§ 11 a EStDV steuerlich zulässig sind. 

Satz 2 des Absatzes 1 enthält eine Ausnahmerege- 
lung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage- 
vermögens, die vom Steuerpflichtigen vor Beginn 
des Ausschlußzeitraums bestellt worden sind oder 
mit deren Herstellung der Steuerpflichtige vor Be- 
ginn dieses Zeitraums angefangen hat. Um Mißbräu- 
che zu vermeiden, soll die Anwendung der Ausnah- 
meregelung davon abhängig sein, daß die vor Be- 
ginn des Ausschlußzeitraums erfolgte Bestellung 
zweifelsfrei nachgewiesen wird. Der Nachweis soll 
insbesondere dann als erbracht gelten, wenn der 
Steuerpflichtige vor Beginn des Ausschlußzeitraums 
auf das bestellte Wirtschaftsgut eine Anzahlung ge- 
leistet hat (Satz 3). 

Zu § 1 Abs. 2 

Im Hinblick auf die Zielsetzung der Maßnahme, die 
Nachfrage nach Investitionsgütern vorübergehend 
zu dämpfen, sieht Absatz 2 vor, daß der Ausschluß 
der degressiven Absetzung auch für Wirtschaftsgü- 
ter gelten soll, die vom Steuerpflichtigen im Aus- 
schlußzeitraum bestellt werden oder mit deren 
Herstellung der Steuerpflichtige innerhalb dieses 
Zeitraums beginnt. Die Wirtschaft soll hierdurch 
veranlaßt werden, die Vergabe von Aufträgen für 
Investitionsgüter nach Möglichkeit in eine konjunk- 
turell weniger angespannte Zeit zu verlagern. Zur 
Schonung längerfristiger Anlageinvestitionen soll 
der Ausschluß nicht gelten für Wirtschaftsgüter, die 
erst nach dem 31. Januar 1972 geliefert oder fertig- 
gestellt werden. 

Zu § 1 Abs. 3 

Als ergänzende Maßnahme zur Dämpfung der Nach- 
frage nach Ausrüstungsinvestitionen sieht Absatz 3 
vor, daß auch die Gebäudeabsetzung in fallenden 
Jahresbeträgen nach § 7 Abs. 5 EStG ausgeschlossen 
wird, wenn der Antrag auf Baugenehmigung inner- 
halb des Ausschlußzeitraums gestellt worden ist und 
die Fertigstellung vor dem 1. Februar 1972 erfolgt. 
Damit soll auf den Bereich des Wirtschaftsbaus 
dämpfend eingewirkt werden. Entsprechend dieser 
Zielsetzung werden die Gebäude, die zu mehr als 
66V3 V. H. Wohnzwecken dienen, von dem Aus- 
schluß der Absetzung in fallenden Jahresbeträgen 
ausgenommen. 

Zu § 1 Abs. 4 

Die Vorschrift stellt klar, daß als Zeitpunkt der An- 
schaffung der Zeitpunkt der Lieferung und als Zeit- 
punkt der Herstellung der Zeitpunkt der Fertigstel- 
lung gilt. Diese Regelung entspricht der Vorschrift 
des § 9 a EStDV. 

Zu § 2 

Die Vorschrift enthält die vorgeschriebene Berlin- 
Klausel. 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verord- 
nung. 
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